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O
bgleich den Einstellungsal-
tersgrenzen für Professoren
im Beamtenverhältnis auf Le-

benszeit eine erhebliche Bedeutung zu-
kommt, sind sie im länderübergreifen-
den Vergleich sehr unterschiedlich aus-
gestaltet. Die Spanne der Altersgrenzen
reicht konkret von „vor Vollendung des
45. Lebensjahres“ in Sachsen-Anhalt
bis „vor Vollendung des 55. Lebensjah-
res“ im Saarland. In Hamburg sowie an
den rechtlich verselbständigten Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfa-
len gibt es nach eigenen Angaben gar
keine Einstellungsaltersgrenze für Pro-
fessoren, in Hessen keine rechtlich
wirksame.

Die Rechtsquellen für die Einstel-
lungsaltersgrenzen für Professoren in
Bund und Ländern sind vielfältig. Sie
reichen von den Hochschulgesetzen
über die jeweiligen Beamtengesetze bis
hin zu den Landeshaushaltsordnungen.
In vielen Bundesländern weichen die
Einstellungsaltersgrenzen für Professo-
ren von den allgemeinen beamten-
rechtlichen Einstellungsaltersgrenzen
ab. Zur Gewinnung qualifizierter Fach-
kräfte sind oft Ausnahmen von der Al-
tersgrenze möglich. Häufig erhöht sich

die Altersgrenze auch um die Zeiten
der Kinderbetreuung oder der Pflege ei-
nes nahen Angehörigen. Die Festset-
zung einer Altersgrenze bedarf nach
der aktuellen Rechtsprechung einer
normativen Regelung. Das unbe-
schränkt und schrankenlos gewährleis-
tete grundrechtsgleiche Recht des
Art. 33 Abs. 2 GG, wonach öffentliche

Ämter nach Maßgabe des Leistungs-
grundsatzes zu besetzen sind, darf nur
auf normativer Grundlage einge-
schränkt werden. Von Relevanz sind
die Einstellungsaltersgrenzen bei der
Übertragung einer Professur im Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit und vor-
rangig bei der ersten Übertragung eines
Professorenamtes. Unabhängig von den
beamtenrechtlichen Einstellungsalters-
grenzen kann eine Professur auch im
Angestelltenverhältnis übertragen wer-
den. Überschreitet der Bewerber bei ei-
ner erneuten Übertragung einer Profes-

sur die Einstellungsaltersgrenzen des
aufnehmenden Dienstherrn, führt das
Vorliegen der Voraussetzungen für eine
sogenannte Versorgungslastenteilung
zwischen dem abgebenden und dem
aufnehmenden Dienstherrn häufig zu
einer Anhebung der Altersgrenzen (im
Sinne einer „Liberalisierung“). Mit In-
krafttreten des Staatsvertrags über die
Verteilung von Versorgungslasten bei
bund- und länderübergreifenden Dienst-
herrenwechseln (Versorgungslastentei-
lungs-Staatsvertrag) am 1. Januar 2011
wurde die Regelung des § 107 b Be-
amtVG modifiziert: „Eine Versorgungs-
lastenteilung findet bei einem Dienst-
herrenwechsel statt, wenn der abgeben-
de Dienstherr dem Dienstherrenwechsel

zugestimmt hat und zwi-
schen dem Ausscheiden und
dem Eintritt keine zeitliche
Unterbrechung liegt.“ Für
Professoren gilt diese Zu-
stimmung als erteilt, wenn
der Bewerber beim abgeben-

den Dienstherrn eine Dienstzeit von
drei Jahren abgeleistet hat. Für den
Fall, dass der (erstmaligen) Übertragung
eines Professorenamtes im Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit ein Beamten-
verhältnis auf Probe oder auf Zeit vo-
rangehen soll, empfiehlt sich aus Grün-
den der Rechtssicherheit Folgendes: Es
sollte eine konkrete Erklärung erwirkt
werden, dass ein (intendiertes) Beam-
tenverhältnis auf Lebenszeit nach posi-
tiver Erprobung auch jenseits der allge-
meinen Einstellungsaltersgrenze über-
tragen werden wird.

Einstellungsaltersgrenzen
für Professoren 
Eine Übersicht von Bund und Ländern

                |  H U B E R T D E T M E R |  K A T H A R I N A P I C K E R |
Die Übernahme einer Professur im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit ist in
Deutschland immer noch der Regelfall. Dieser Status ist für Wissenschaftler
grundsätzlich bereits aus ökonomischen Gründen gegenüber dem Angestellten-
verhältnis vorzugswürdig. Die Dienstherren operieren jedoch mit sog. beamten-
rechtlichen Einstellungsaltersgrenzen, jenseits derer die Übernahme der Profes-
sur zumindest regelmäßig „nur“ noch im privatrechtlichen Dienstverhältnis
möglich ist.
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»Die Festsetzung einer
Altersgrenze bedarf einer
normativen Regelung.«



Im Anschluss an eine Umfrage aus
dem Sommer 2009 (vgl. hierzu Preißler/
Detmer, Forschung & Lehre, 2010,
S. 412 ff.) hat der Deutsche Hochschul-
verband im Frühjahr 2014 erneut eine
Erhebung beim Bund und in den Län-
dern zu den Regelungen über die Ein-
stellungsaltersgrenzen für Professoren
durchgeführt. Bund und Länder wurden
neben der Benennung der konkreten
Altersgrenze auch um Auskunft gebeten
über Ausnahmemöglichkeiten – bei-
spielsweise ein Hinausschieben der Al-
tersgrenze bei Kindererziehung, etc. –
sowie darüber, ob in Reaktion auf den
Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag
Ausnahmen von der Einstellungsalters-
grenze zugelassen werden, wenn Ein-
vernehmen über eine Versorgungslei-
tung erzielt werden konnte.

Die Ergebnisse der Befragung: 

Bund
Die Einstellungsaltersgrenze für Beamte
ist in der Verwaltungsvorschrift zu § 48
Bundeshaushaltsordnung geregelt.
Grundsätzlich darf in den Bundesdienst
eingestellt oder versetzt werden, wer
das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat. Findet eine Teilung der Versor-
gungslasten nach dem Versorgungslas-
tenteilungs-Staatsvertrag statt, erhöht
sich diese Altersgrenze um fünf Jahre
(Antwort des Bundesministeriums der
Verteidigung vom 27. März 2014 i.V.m.
Forschung & Lehre 2010, S. 412 f.).

Baden-Württemberg
Die Einstellungsaltersgrenze für Beamte
ist in § 48 Landeshaushaltsordnung ge-
regelt. Grundsätzlich kann in den Lan-
desdienst eingestellt oder versetzt wer-
den, wer das 42. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat. Für Professoren erhöht
sich die allgemeine Altersgrenze pau-
schal um fünf Jahre sowie um weitere
fünf Jahre, wenn der Bewerber bereits
beim Bund oder einem anderen Bun-
desland als Dozent oder Professor in ei-
nem Beamtenverhältnis steht und sein
Gesundheitszustand es vertretbar er-
scheinen lässt. Für die Bertreuung eines
minderjährigen Kindes oder die Pflege
eines Angehörigen erhöht sich die Al-
tersgrenze für jeden Betreuungs- oder
Pflegefall um zwei Jahre. Außerdem er-
höht sich die Altersgrenze um die Zeit
des tatsächlich abgeleisteten Grund-
wehrdienstes oder Zivildienstes. Bei
eindeutigem Mangel an geeigneten jün-
geren Bewerbern darf der Bewerber die
Altersgrenzen überschreiten, wenn sei-
ne Übernahme bzw. Nichtübernahme
unter Berücksichtigung der entstehen-
den Versorgungslasten einen erhebli-
chen Vor- bzw. Nachteil für das Land
bedeutet. Nach der Vollendung des 52.
Lebensjahres bedarf es dazu jedoch der
Einwilligung des Ministeriums für Fi-
nanzen und Wirtschaft. Liegen die Vo-
raussetzungen für die Zahlung einer
Abfindung nach § 4 Abs. 1 des Versor-
gungslastenteilungs-Staatsvertrags vor,
gelten die erläuterten Beschränkungen

nicht (Antwort des Ministeriums für
Wissenschaft, Forschung und Kunst
Baden-Württemberg vom 26. Februar
2014).

Bayern
Die Einstellungsaltersgrenze für Profes-
soren ist in Art. 10 Abs. 3 Bayerisches
Hochschulpersonalgesetz geregelt.
Grundsätzlich darf zum Professor er-
nannt werden, wer das 52. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat. In dringenden
Fällen kann das Staatsministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst im
Einvernehmen mit dem Staatsministeri-
um für Finanzen Ausnahmen von der
Altersgrenze zulassen. Die Einwilligung
des Staatsministeriums für Finanzen
kann nach der Verwaltungsvorschrift zu
Art. 48 Bayerische Haushaltsordnung
grundsätzlich nur erteilt werden, wenn
der abgebende Dienstherr sich an späte-
ren Versorgungslasten nach Maßgabe
des Versorgungslastenteilungs-Staats-
vertrags oder der Art. 94 ff. Bayerisches
Beamtenversorgungsgesetz oder auf-
grund vertraglicher Versorgungslasten-
verteilung beteiligt (Antwort des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Bildung
und Kultus, Wissenschaft und Kunst
vom 6. Februar 2014 i.V.m. Forschung
& Lehre 2010, S. 413).

Berlin
Die Einstellungsaltersgrenze für Beamte
ist in der Ausführungsvorschrift zu § 48
Landeshaushaltsordnung geregelt. Die-
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se Ausführungsvorschrift gilt für landes-
unmittelbare Körperschaften, zu denen
auch die Hochschulen gehören, nicht
unmittelbar. Nach Maßgabe der Aus-
führungsvorschrift zu § 48 Landeshaus-
haltsordnung darf als Hochschullehrer
eingestellt haben, wer das 50. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat. Nach
Vollendung des 50. Lebensjahrs bedarf
es der Einwilligung der für die Personal-
wirtschaft zuständigen Stelle. Die Ein-
willigung wird erteilt, wenn im Hinblick
auf die Besonderheiten des Fachgebie-
tes sowie die Qualifikation des Bewer-
bers ein dringendes dienstliches Interes-
se an der Übernahme für das Land be-
steht (Antwort der Senatsverwaltung für
Bildung, Jugend und Wissenschaft vom
7.März 2014 i.V.m. Forschung & Lehre
2010, S. 413 f.).

Brandenburg
Die Einstellungsaltersgrenze für Beamte
ist in § 3 Abs. 2 Landesbeamtengesetz
geregelt. Grundsätzlich darf in das Be-
amtenverhältnis berufen werden, wer
das 47. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat. Für die Betreuung eines minderjäh-
rigen Kindes erhöht sich die Altersgren-
ze um die entsprechend aufgewendete
Zeit, höchstens jedoch um zwei Jahre
für jedes Kind. Die oberste Dienstbe-
hörde kann im Einvernehmen mit dem
für das allgemeine öffentliche Dienst-
recht zuständigen Ministerium Ausnah-
men von der Altersgrenze zulassen. Da-
rüber hinaus bedarf es nach § 48 Lan-
deshaushaltsordnung bei Überschreiten
der Altersgrenze der Einwilligung des
Ministeriums der Finanzen. Mit Blick
auf die Versorgungslastenteilung gibt es
unter bestimmten Voraussetzungen eine
allgemeine Einwilligung des Ministeri-
ums der Finanzen für die Einstellung
von Bewerbern bis zur Vollendung des
60. Lebensjahres. Eine entsprechende
allgemeine Ausnahmeregelung des für
das allgemeine öffentliche Dienstrecht
zuständigen Ministeriums gibt es hinge-
gen nicht. Derzeit befindet sich eine
Neufassung des Brandenburgischen
Hochschulgesetzes (BbgHG) zur Be-
schlussfassung im Landtag, die eine
grundlegende Änderung vorsieht: Der
neue § 43 Abs. 3 BbgHG beinhaltet eine
Einstellungsaltersgrenze für Professo-
ren abweichend von der allgemeinen
Altersgrenze. Danach darf grundsätz-
lich zum Professor ernannt werden, wer
das 50. Lebensjahr noch nicht vollendet
hat. Die Erhöhung um die Zeit der Kin-
derbetreuung entfällt (Antwort des Mi-
nisteriums für Wissenschaft, Forschung

und Kultur des Landes Brandenburg
vom 20. März 2014.) Anm. der Verfas-
ser: Inzwischen ist der erwähnte § 43
Abs. 3 BbgHG in Kraft getreten.

Bremen
Keine Antwort.

Hamburg
Es gibt keine Einstellungsaltersgrenze
für Professoren (Antwort der Behörde
für Wissenschaft und Forschung der
Freien und Hansestadt Hamburg vom
20. März 2014).

Hessen
Es gibt derzeit keine rechtlich wirksa-
me Einstellungsaltersgrenze. Anläss-
lich der Reform des Hessischen Hoch-
schulgesetzes gibt es freilich Überle-
gungen, eine Altersgrenze für die erst-
malige Berufung in ein Beamtenver-
hältnis festzulegen (Antwort des Hessi-
schen Ministeriums für Wissenschaft
und Kunst vom 5. Februar 2014). Der
Hessische Verwaltungsgerichtshof hat-
te 2010 festgestellt, dass zum Zeit-
punkt der Entscheidung keine hinrei-
chende Rechtsgrundlage für eine Al-
tersgrenze bestand.  

Mecklenburg-Vorpommern
Die Einstellungsaltersgrenze für Beamte
ist in der Verwaltungsvorschrift zu § 48
Landeshaushaltsordnung geregelt.
Grundsätzlich darf eingestellt oder ver-
setzt werden, wer das 45. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat. Das Finanz-
ministerium hat nach Maßgabe dieser
Vorschrift für Professoren die erforderli-
che Einwilligung zur Übernahme allge-
mein erteilt für Bewerber, die das 50.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben
oder wenn die Versorgungslastenquote
unter drei Prozent liegt. Die Versor-
gungslastenquote ist der Prozentsatz,
um den sich der Ruhegehaltsanspruch
je Beschäftigtenjahr im Land Mecklen-
burg-Vorpommern erhöht. Eine Versor-
gungslastenteilung nach dem Versor-
gungslastenteilungs-Staatsvertrag ver-
ringert die Versorgungslast und führt
damit zu einer Minderung der Versor-
gungslastenquote (Antwort des Ministe-
riums für Bildung, Wissenschaft und
Kultur Mecklenburg-Vorpommern vom
24. Februar 2014).

Niedersachsen
Die Einstellungsaltersgrenze für Profes-
soren ist in § 27 Abs. 2 Niedersächsi-
sches Hochschulgesetz geregelt. Grund-
sätzlich darf zum Professor im Beam-

tenverhältnis erstmals ernannt werden,
wer das 50. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat. Für die Betreuung eines in
der häuslichen Gemeinschaft lebenden
minderjährigen Kindes erhöht sich die
Altersgrenze um die entsprechend auf-
gewendete Zeit, höchstens jedoch um
drei Jahre. Die Altersgrenze gilt nicht
für Bewerber, die sich bereits in einem
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder
als unmittelbare oder mittelbare nieder-
sächsische Landesbeamte in einem Be-
amtenverhältnis auf Zeit befinden (Ant-
wort des Niedersächsischen Ministeri-
ums für Wissenschaft und Kultur vom
6. Februar 2014 i.V. m. Forschung &
Lehre 2010, S. 414).

Nordrhein-Westfalen
Eine Einstellungsaltersgrenze für Pro-
fessoren an den rechtlich verselbstän-
digten Hochschulen des Landes gibt es
grundsätzlich nicht. Hat der Bewerber
jedoch das 45. Lebensjahr vollendet
und soll er in ein Beamtenverhältnis auf
Lebenszeit eingestellt werden, ist von
der Hochschule aufgrund der Hoch-
schulwirtschaftsführungsverordnung
(HWFVO) grundsätzlich eine Aus-
gleichszahlung zur Abgeltung der ent-
stehenden Versorgungslast des Landes
zu leisten. Die Ausgleichszahlung ist ge-
staffelt nach Lebensalter und beträgt et-
wa zwischen 210 000 und 260 000
Euro. Übernimmt das Land ohnehin die
Versorgungslast oder erhält es eine Aus-
gleichszahlung im Rahmen der Versor-
gungslastenteilung, ist eine Ausgleichs-
zahlung durch die Hochschule nicht er-
forderlich. Für die Ableistung einer
Dienstpflicht nach Art. 12 a Grundge-
setz, die Teilnahme an einem freiwilli-
gen sozialen Jahr, die Geburt eines Kin-
des oder die tatsächliche Betreuung ei-
nes minderjährigen Kindes sowie die
tatsächliche Pflege eines nahen pflege-
bedürftigen Angehörigen erhöht sich
die Altersgrenze um die entsprechend
aufgewendete Zeit. An den rechtlich
nicht verselbständigten Kunsthoch-
schulen des Landes darf grundsätzlich
eingestellt werden, wer das 45. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat. Nach der
Vollendung des 45. Lebensjahres bedarf
die Einstellung der Einwilligung des Fi-
nanzministeriums. In nächster Zeit ist
mit einer Modifikation zu rechnen
(Antwort des Ministeriums für Innova-
tion, Wissenschaft und Forschung des
Landes Nordrhein-Westfalen vom 20.
März 2014 i.V. m. Forschung & Lehre
2010, S. 414). Das Oberverwaltungsge-
richt Nordrhein-Westfalen hat 2013 in
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einem nicht rechtskräftigen Urteil ent-
schieden, dass die Pflicht zur Zahlung
eines Versorgungsabschlags nach § 7
Abs. 4 HWFVO bei der Ermessensent-
scheidung der Hochschule über die Ver-
beamtung eines Professors keine Rolle
spielen darf. § 7 Abs. 4 HWFVO wirke
als faktische Altersgrenze, der es an ei-
ner entsprechenden Regelung durch
Gesetz fehle. Die Hochschulgesetze se-
hen inzwischen Ermächtigungsgrundla-
gen für eine (neue) Regelung der Ein-
stellungsaltersgrenzen auf dem Verord-
nungswege vor (§ 39 Abs. 7 HG,32 Abs.
6 KHG).

Rheinland-Pfalz
Die Einstellungsaltersgrenze für Profes-
soren ist in der Landesverordnung über
die Höchstaltersgrenze für die Berufung
von bestimmten Hochschulbediensteten
in ein Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit geregelt. Grundsätzlich darf in ein
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit beru-
fen werden, wer das 50. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat. Für schwerbe-
hinderte Bewerber erhöht sich die Al-
tersgrenze pauschal um drei Jahre. Auf
Vorschlag des für das Hochschulwesen
zuständigen Ministeriums kann das für
das öffentliche Dienstrecht zuständige
Ministerium weitere Ausnahmen von
der Altersgrenze zulassen, insbesonde-
re, wenn aufgrund eines außerordentli-
chen Mangels an geeigneten jüngeren
Bewerbern ein erhebliches dienstliches
Interesse daran besteht, Fachkräfte zu
gewinnen oder wenn die Anwendung
der Altersgrenze im Einzelfall eine un-
billige Härte darstellt. Liegen die Vo-
raussetzungen für eine Ausgleichszah-
lung nach dem Versorgungslastentei-
lungs-Staatsvertrag vor, erhöht sich die
Altersgrenze um die bei dem abgeben-
den Dienstherrn zurückgelegten oder
diesem zuzurechnenden Dienstzeiten
(Antwort des Ministeriums für Bildung,
Wissenschaft, Weiterbildung und Kul-
tur vom 21. Februar 2014).

Saarland
Die Einstellungsaltersgrenze für Profes-
soren ist in § 41 Abs. 4 des Saarländi-
schen Universitätsgesetzes geregelt.
Grundsätzlich soll nur in ein Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit als Hoch-
schullehrer berufen werden, wer das 55.
Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
Besteht für die Gewinnung des Bewer-
bers ein dringendes dienstliches Bedürf-
nis oder gibt es andere wichtige Grün-
de, wie zum Beispiel Zeiten der Erzie-
hung eines minderjährigen Kindes,

kann das Ministerium für Inneres und
Sport Ausnahmen von der Altersgrenze
zulassen. Für den Versorgungslasten-
ausgleich gilt der Versorgungslastentei-
lungs-Staatsvertrag. Bislang gab es noch
keine einschlägigen Fälle, in denen eine
Entscheidung über die Ausnahme von
der Einstellungsaltersgrenze im Rah-
men des Versorgungslastenausgleichs
zu treffen gewesen wäre (Antwort der
Staatskanzlei des Saarlandes vom 19.
Februar 2014 i.V.m. Forschung & Lehre,
2010 S. 415).

Sachsen
Die Einstellungsaltersgrenze für Hoch-
schullehrer ist in § 7 Abs. 1 S. 2 Sächsi-
sches Beamtengesetz in Verbindung mit
der noch zu erlassenden Verordnung
geregelt. Grundsätzlich darf zum Hoch-
schullehrer ernannt werden, wer das 52.
Lebensjahr noch nicht vollendet hat.
Die oberste Dienstbehörde kann im
Einvernehmen mit dem Staatsministeri-
um der Finanzen sowie unter Beteili-
gung des Landespersonalausschusses
Ausnahmen von der Altersgrenze zulas-
sen. Für die Betreuung eines minderjäh-
rigen Kindes erhöht sich die haushalts-
rechtliche Altersgrenze um jeweils ein
Jahr für jeden Betreuungsfall, höchstens
jedoch um drei Jahre. Ausnahmen von
diesen Regeln im Hinblick auf die Ver-
sorgungslastenteilung gibt es keine
(Antwort des Sächsischen Staatsminis-
teriums für Wissenschaft und Kunst
vom 4. Februar 2014).

Sachsen-Anhalt
Die Einstellungsaltersgrenze für Beamte
ist in § 5 der Verordnung über die Lauf-
bahnen der Beamtinnen und Beamten
im Land Sachsen-Anhalt geregelt.
Grundsätzlich kann eingestellt werden,
wer das 45. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat. Obgleich für Professoren
nach Maßgabe der landeshochschul-
rechtlichen Bestimmungen die lauf-
bahnrechtlichen Vorschriften keine An-
wendung finden, gilt diese Altersgrenze
auch für Professoren. Auf Vorschlag der
obersten Dienstbehörde kann das Mi-
nisterium der Finanzen im Einzelfall
oder für Gruppen von Fällen Ausnah-
men zulassen. Für Bewerber, die sich
zuvor in keinem öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis befunden haben, hat
sich in ständiger Verwaltungspraxis das
vollendete 50. Lebensjahr als Alters-
grenze für die Zulassung einer Ausnah-
me etabliert. Daneben gibt es eine Reihe
von abschließend aufgeführten Ausnah-
metatbeständen zur Altersgrenze, über

die die jeweiligen Dienststellen in eige-
ner Zuständigkeit entscheiden. Liegen
die Voraussetzungen für eine Aus-
gleichszahlung nach dem Versorgungs-
lastenteilungs-Staatsvertrag vor, findet
die Altersgrenze keine Anwendung. Die
Hochschule entscheidet hier in eigener
Zuständigkeit (Antwort des Ministeri-
ums für Wissenschaft und Wirtschaft
des Landes Sachsen-Anhalt vom 17.
Februar 2014).

Schleswig-Holstein
Die Einstellungsaltersgrenze für Hoch-
schullehrer ist in § 48 Landeshaushalts-
ordnung geregelt. Grundsätzlich kann
als Hochschullehrer in den Landes-
dienst eingestellt oder versetzt werden,
wer das 52. Lebensjahr noch nicht voll-
endet hat. Hat der Bewerber das 52. Le-
bensjahr bereits vollendet, bedarf es ei-
ner Genehmigung des Finanzministeri-
ums, die nur dann erteilt wird, wenn ei-
ne Vergleichberechnung hinsichtlich ei-
ner Einstellung im Angestelltenverhält-
nis ergibt, dass eine Verbeamtung kos-
tengünstiger wäre. Eine Genehmigung
des Finanzministeriums sei nicht erfor-
derlich, wenn der Bewerber das 55. Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat und
von einem anderen Dienstherrn in den
Landesdienst tritt sowie die Vorausset-
zungen für eine Versorgungslastentei-
lung nach den Regelungen des Versor-
gungslastenteilungsgesetzes in Verbin-
dung mit dem Versorgungslastentei-
lungs-Staatsvertrag vorliege (Antwort
des Ministeriums für Bildung und Wis-
senschaft des Landes Schleswig-Hol-
stein vom 7. Februar 2014).

Thüringen
Die Einstellungsaltersgrenze für Profes-
soren ist in § 90 Abs. 7 Thüringer Hoch-
schulgesetz geregelt. Grundsätzlich darf
als Professor in ein Beamtenverhältnis
berufen werden, wer das 52. Lebensjahr
noch nicht vollendet hat. Mit Zustim-
mung der Landesregierung sind Aus-
nahmen hiervon möglich. Liegen die
Voraussetzungen für eine Versorgungs-
lastenteilung vor, wird die erforderliche
Zustimmung in der Regel erteilt (Ant-
wort des Thüringer Ministeriums für
Bildung, Wissenschaft und Kultur vom
20. Februar 2014).

(Recherche: Frühjahr 2014; alle Angaben ohne
Gewähr).
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